
Zweites Kapitel: 
Das endgültige Aus: Die Jahre 1938-1941/42 

I. Die vollständige Ausplünderung und ihre Nutznießer 

Nachdem im Laufe des Jahres 1938 die Veräußerung jüdischen Vermögens suk-
zessive unter die Kontrol le verschiedener kommuna l e r Herrschaf ts t räger geriet, 
setzte vor a l lem nach dem Pogrom vom November 1938 die massenhafte Aus -
p lünderung des jüdischen Besitzes ein. Aussch laggebende Bedeutung hatte die 
„Verordnung über den Einsatz jüdischen Vermögens" , die sämtl iche Wertpapiere 
von Juden dem Depotzwang unterwarf , ihnen darüber hinaus die Abgabe von 
Edelmetal len, Juwe len , Schmuck- und Kunstgegenständen aufer legte und die 
zwangswe i se Veräußerung von Vermögenswerten ermögl ichte . 1 Im Rahmen der 
„Ersten Verordnung zur Ausscha l tung der Juden aus dem Wirtschafts leben" hatte 
die Re ichsreg ierung bereits vorher die grundsätz l iche L iqu id ie rung jüdischer U n -
ternehmen angeordnet , die Warenbestände waren durch die jüdischen Inhaber 
den zuständigen Fachgruppen des Einzelhandels anzubie tend 

Ube r die zahlre ichen Facetten der Ausp lünderung auf Seiten der F inanzverwa l -
tung und der „Aris ierungsste l len" der Partei oder der kommuna l en Herrschaf ts -
träger ist bereits ausführ l ich berichtet worden. 3 Der Blick richtet sich nun auf den 
unter deren Feder führung erfolgten Umver te i lungsprozess durch Zwangsveräu-
ßerungen, der bis dahin nicht gekannte Ausmaße annahm und zugunsten zahlre i-
cher Erwerber erfolgte. Die Aufmerksamke i t w i rd damit auch auf die häuf ig 
zit ierte „massenhafte Bete i l igung" der Bevö lkerung an der Judenver fo lgung durch 
den Erwerb jüdischen Vermögens gerichtet4 , die in den Jahren von 1939 bis zur 
Deportat ion der jüdischen Bevölkerung in den Jahren 1941 und 1942 auch deshalb 
so frappierend erscheint, da zahlre iche Juden sich nach wie vor im Reich befan-
den; deren drast ische Verarmung, Isolat ion und Kennze ichnung durch den „Gel-
ben Stern" führten die Folgen der Verfolgung der nicht jüdischen Bevölkerung 
deut l ich vor Augen . 

Der woh l größte Nutzn i eße r der Ausp lünderung war der nicht jüdische Einzel-
handel , der vor a l lem von der gesetzl ich e rzwungenen Auf lösung jüdischer Be-
triebe und von der Abgabe von Wertgegenständen profi t ierte , was sich anhand der 
Verwer tung von Edelmeta l l - und Schmuckgegenständen beispielhaft verdeut l i -
chen lässt. Als Sammel - und Vertei lungsstel le des jüdischen Besitzes dienten die 
kommuna l en Leihämter, die z w a r einen beträcht l ichen Teil der Wertgegenstände 

1 Art . I § c l , Art . II § 6, Art . III § 11 und Art . IV § 14 der „Verordnung über den Einsatz des 
jüdischen Vermögens" vom 3. 12. 1938; RGBl . I (1938), S. 1709ff. 

2 „Durchführungsverordnung zur Ersten Verordnung zur Ausscha l tung der Juden aus dem 
Wirtschafts leben" vom 23. 11. 1938; RGBl . I (1938), S. 1642. 

3 Erster Teil, Kapitel 1—4 der vor l iegenden Untersuchung . 
4 Bajohr, Prozess, S. 17; ders. , Verfolgung, S. 629. 
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an Zentralstellen in Berlin abgeben mussten, erhebliche Anteile des jüdischen Ver-
mögens aber auch an die städtischen Einzelhandelsverbände veräußerten. Die 
kommunalen Pfandleihanstalten gaben beispielsweise Vermögenswerte mit einem 
Wert unter 150 Reichsmark an die Mitglieder der Wirtschaftsgruppen weiter, 
wie die Wirtschaftsgruppe Metallwaren, die Fachgruppe Schmuckwarenindustrie, 
die Fachgruppe des Juwelier-, Gold- und Silberschmiedehandwerks oder an 
die Zweckgemeinschaft Gebrauchtwarenhandel.5 Im Münchner Leihamt gab die 
jüdische Bevölkerung Wertsachen in Höhe von etwa zwei Millionen Reichsmark 
ab.6 In Nürnberg lieferten Juden bis Mai 1940 im Leihamt am Unschlittplatz 750 
Kilogramm Gebrauchtsilber, 6000 Kilogramm Schmelzsilber und etliche Juwelen-
und Schmuckgegenstände ab.7 

Nachdem die Leihämter ohnehin als „Risikospanne" Verwaltungs- oder Bear-
beitungsgebühren bis zu 30 Prozent des Wertes der jüdischen Wertgegenstände 
einbehielten, konnte der Einzelhandel die Ware teilweise zu einem Viertel des 
Normalpreises erwerben. Einzelne Münchner Händler, darunter vor allem 
Schmuckwaren- und Antiquitätenhändler, Uhrmacher oder Trödler, kauften in 
München Gegenstände aus jüdischem Besitz in Höhe von mehreren hunderttau-
send Reichsmark.8 Auch Scheideanstalten, etwa die Frankfurter Degussa oder die 
Pforzheimer Firma Wieland, profitierten durch die Einschmelzung von Silberge-
genständen. In Nürnberg hatten diese im September 1939 ein Gesamtgewicht von 
circa sechs Tonnen.9 Bereits einen Monat später bestätigte die Degussa dem Leih-
amt die Übernahme von 7516 Kilogramm Silber im Wert von 130653 Reichs-
mark.1 0 Die Flut jüdischer Silber- und Schmuckgegenstände führte bereits im Mai 
1939 zu einer Übersättigung des Marktes, die es den Leihämtern bei den Verstei-
gerungen unmöglich machte, vernünftige Preise zu erzielen. Bei höheren Beträ-
gen, so ein entnervter Mitarbeiter des Leihamts Nürnberg, gehe unter den Händ-
lern ein „permanentes Gefeilsche um die Preise" los.11 

Nicht nur im Rahmen der erzwungenen Abgabe von Besitz, auch durch die 
massenhafte Emigration der jüdischen Bevölkerung nach dem Novemberpogrom 
von 1938 profitierten nichtjüdische Unternehmen, darunter Reisebüros mit spe-
ziellen Konzessionen, die Reisepassagen für Juden auf wiederum speziell lizen-
zierten Schifffahrtslinien buchen konnten. Auch Omnibus-Unternehmer und an-
dere Verkehrsgesellschaften warben mit großen Plakaten für die „Auswanderer-
vermittlung".1 2 

5 Rundschreiben des R W M an die kommunalen Pfandleihanstalten vom 21. 3. 1939 und 
23. 3. 1939; StadtAN/Rechtsamt/C 61/23. 

6 Schreiben des bayerischen Landesamts für Vermögensverwaltung, 1947/48; StadtAN/ 
Rehtsamt/C 61/30. 

7 Schreiben des O B Nürnberg an den R W M vom 8. 5. 1940; ebd. 
8 Bericht des bayerischen Landesamts für Vermögensverwaltung, Außenstelle München 

Stadt, 1947/48; StadtAN/Rechtsamt/C 61/30. 
9 Schreiben der Degussa an das Leihamt Nürnberg vom 13. 5. und 4. 9. 1939; StadtAN/ 

Rechtsamt/C 61/27. 
1 0 Schreiben der Degussa an das Leihamt Nürnberg vom 24. 10. 1939; ebd. 
1 ' Schreiben des Leihamts an das Rechnungsprüfungsamt vom 22. 5. 1939; StadtAN/Rechts-

amt/C 61/23. 
1 2 Schreiben der Vereinigten Schifffahrtsgesellschaften vom 2 5 . 2 . 1938; Schreiben des 
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Schließlich war es vor allem das Versteigerergewerbe, das ab Herbs t 1938 einen 
enormen Auftragsanst ieg erlebte. In M ü n c h e n verfügten vor allem alteingesessene 
Geschäf te über die no twendigen Konzess ionen. Die Anzah l der du rchgeführ t en 
Versteigerungen f ü h r t e bereits im Mai 1941 zu einer Auf t ragsüber las tung, die eine 
o rdnungsgemäße Geschäfts tät igkei t - auch wegen der vo l lkommen überfü l l ten 
Speicherräume - fast unmögl ich machte.1 3 Derar t ige Versteigerungen fanden 
nicht in den H i n t e r z i m m e r n statt, im Gegenteil , die massenhaf te Ü b e r n a h m e 
jüdischen Vermögens war öffentl ich. N ich t nu r nicht jüdische Gewerbe t re ibende , 
auch „Auswanderungsvermi t t lungen" ebenso wie Versteigerer warben verstärkt 
ab Anfang 1941 fü r ihre Dienst le is tungen durch Plakate oder Ze i tungsannoncen 
u m einen breiten K u n d e n s t a m m . 

N e b e n dem Einzelhandel bemüh ten sich vermehr t weitere private Interessen-
ten u m den E r w e r b jüdischen Vermögens. Die nahezu vollständige Isolierung und 
Ausp lünde rung der jüdischen Bevölkerung kor respondier te offensichtl ich vieler-
orts mit der A n n a h m e , als „guter Volksgenosse" selbstverständliches Anrech t auf 
Berücksicht igung bei der Vermögensumver te i lung zu haben. Entsprechend häufig 
waren sowohl in den beiden bayerischen Großs t äd t en als auch in der ländlichen 
Region U n t e r f r a n k e n s Erwerbsgesuche . 

Besonders deutl ich wi rd dies bei den Schreiben, die nach der „Ho lzak t i o n " in 
N ü r n b e r g bei den dor t igen Parteigl iederungen einliefen und das vielfache Inte-
resse an dem besonders günstigen E r w e r b jüdischen Vermögens dokument ie ren . 
Begehren weckte in N ü r n b e r g etwa die Aussicht auf den günst igen E r w e r b eines 
Kraf twagens aus ehemals jüdischem Besitz. Ein Tief- und Gle i sbauun te rnehmer 
woll te bei dem Verkauf „jüdischer Wägen" aufgrund eines Mobil i tätsengpasses 
seiner F i rma Berücksicht igung finden.14 Ein anderer Bewerber interessierte sich 
fü r einen mode rnen Sechs- oder Achtzy l inder in H ö h e von bis zu 5000 Reichs-
mark, auf den er als Parteigenosse ein Anrech t zu haben glaubte.1 5 Mit seinem lan-
gen Anfahr t sweg z u m Arbei tspla tz argument ier te ein Erwerbs tä t iger aus dem 
N ü r n b e r g e r U m l a n d , ein weiterer schließlich mit seinen sieben Kindern und einer 
schweren Kriegsverletzung.1 6 

Zahlreiche Kaufinteressenten wand ten sich da rüber hinaus an die regionalen 
Herrschaf ts t räger , um von der ebenfalls seit 3. D e z e m b e r möglichen Zwangsver-
äußerung von G r u n d s t ü c k e n in jüdischem Besitz zu prof i t ieren. 1 7 Mit ähnlichen 
Begründungen , wie sie im Zuge der „Ho lzak t i on" vorgebracht wurden , rangen 
etwa die Bewerber u m die zahlreich vorhandenen landwir tschaft l ichen G r u n d s t ü -
cke der jüdischen Viehhändler bei den dor t igen Genehmigungs ins tanzen . 1 8 Auch 

Reichsinnenministers vom 16.6. 1938; Schreiben des Polizeipräsidenten München vom 
22. 1. 1938 und 2. 8. 1941; StadtAM/Gewerbeamt/Ordner Auswanderungswesen. 

13 Schreiben der Polizeidirektion München vom 12.5. 1941 und die weiteren Dokumente in: 
StadtAM/Gewerbeamt/Ordner Versteigerergewerbe. 

14 Schreiben an die D A F vom 13. 12. 1938; StAN/NS-Mischbestand/DAF/10. 
15 Schreiben einer lithographischen Kunstanstalt vom 29. 11. 1938; ebd. 
16 Schreiben vom 7. 12. 1938 und 14. 12. 1938; ebd. 
17 „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens", RGBl. I (1938), S. 1709-1712. 
18 Die Grundstücksverkäufe schlagen sich u.a. in den Akten des Gaus Mainfranken nieder, 

etwa in Bezug auf die Vorgänge in Alzenau; StAW/Gau Mainfranken/291. 
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hier waren es die „Leistungen für die Volksgemeinschaft", mit denen die Interes-
senten und Bewerber ihre Argumente untermauerten. Hierzu gehörte die „rich-
tige" politische Einstellung genauso wie die „kinderreiche" Familie. Ganz generell 
bewarb sich der „Reichsbund der Kinderreichen Deutschlands zum Schutz der 
Familie e.V." um den Erwerb jüdischer Immobilien, die an die eigenen Mitglieder 
weitergegeben werden sollten.1 9 In einigen Fällen führten die Bewerberlisten der 
Kreiswirtschaftsberater ein gutes Dutzend Namen auf, obgleich der jüdische In-
haber nach wie vor das Haus bewohnte.2 0 

Die Zwangslage der Betroffenen war den Erwerbern dabei durchaus bewusst, 
denn sie bezahlten für die Grundstücke im Normalfall nicht den handelsüblichen 
Verkehrswert, der sich nach der Rentabilität der Immobilie richtete, sondern den 
sogenannten mäßigen Verkehrswert speziell für Anwesen aus „jüdischem Besitz", 
der, so führte es ein Dezernat der Stadt München aus, „um 10% unter dem nor-
malen Verkehrswert verläuft".2 1 Für den „mäßigen Verkehrswert" verkaufte in 
der bayerischen Landeshauptstadt die Witwe des inzwischen verstorbenen Arztes 
Dr. Karl B. im Juni ihr Familiengrundstück an einen Erwerber, der so das erste 
Mal in den Genuss eines Eigenheims gelangte.22 Im selben Jahr mussten auch die 
Textilhändler Max H. und Sally Ε. verkaufen, bei denen der Erwerber gegenüber 
den zuständigen Verwaltungsbehörden mehrfach den Preis zu drücken ver-
suchte.2 3 

Das Ausmaß des durch die Verordnung hervorgerufenen Besitzwechsels macht 
das Zahlenmaterial von zwei Beispielen deutlich. Die Verordnung betraf in Mün-
chen etwa 4000 jüdische Haushalte, denen zahlreiche Immobilien gehörten. Im 
Rahmen eines äußerst komplexen Veräußerungsprozederes, an dem, mit zeitlicher 
Staffelung, die „Arisierungsstelle" der Partei, die Stadt München, der Regierungs-
präsident und die Finanzverwaltung beteiligt waren, wechselten mehrere hundert 
Grundstücke den Besitzer.24 Von den etwa 400 „arisierten" Grundstücken in 

1 9 Schreiben des „Rassenpolitischen Amts" an die Ortsgruppe der N S D A P vom 7. 12. 1938 
und die Bewerbungen des „Reichsbundes der Kinderreichen"; S t A W / N S D A P / 1 2 5 5 . 

2 0 Schreiben des Kreiswirtschaftsberaters vom 15. 5. 1939; StAW/Gau Mainfranken/793. 
2 1 Schreiben des Dezernates 3 an das Dezernat 2 vom 8 . 2 . 1941; StadtAM/Kommunalreferat 

Jüdisches Vermögen/154. 
2 2 Schreiben des Schätzungsamts der Stadt München vom 2. 1. 1940 und Schreiben Wegners 

vom 13. 1. 1942; StadtAM/Kommunalreferat Jüdisches Vermögen/232. 
2 3 Schreiben an die Stadt München vom 23. 11. 1940; StadtAM/Kommunalreferat Jüdisches 

Vermögen/123; zu den anderen Einzelfällen siehe Kaufvertrag vom 24. 3. 1939; Schreiben 
des Finanzamts München-Süd vom 6. 4. 1939; StadtAM/Kommunalreferat Jüdisches Ver-
mögen/233. 

2 4 Die Ermittlung von exaktem Datenmaterial ist schwierig. Für Januar 1940 gab die Stadt 
München 800 veräußerte Grundstücke an; Schreiben der Stadt vom 15. 2. 1940; StadtAM/ 
Kommunalreferat Jüdisches Vermögen/123. Im April 1938 hatte der Wert der „jüdischen" 
Grundstücke noch 60 Mio. R M betragen. Nach Ulrike Haerendel wurde der Löwenanteil 
des Grundbesitzes 1939 abgewickelt, wobei es sich insgesamt um 1100 jüdische Grundstü-
cke gehandelt habe; Haerendel, Schutzlosigkeit, S. 107 ff. Zu den Kompetenzstreitigkeiten 
und dem komplexen Prozedere der Enteignung und Verwertung von Grundbesitz auch 
Kuller, Finanzverwaltung und „Arisierung", S. 191 ff.; Seitz, Grundstücksarisierungen; 
Gruner, Grundstücke. 
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N ü r n b e r g im R a h m e n der „ H o l z a k t i o n " hatte die Partei bereits E n d e 1938 und 
Anfang 1939 einen Großte i l veräußert . 2 5 

Angesichts der großen Anzahl von Profi teuren und der Öffent l ichkei t des 
Raubzuges , die das Regime auch nicht zu unterbinden trachtete, spricht einiges 
für eine zunehmende Verwurzelung des „Volksgemeinschaftsgedankens" in der 
Bevölkerung und deren selbstverständlichem U m g a n g mit der Ausplünderung ei-
ner verfolgten Minderhei t . 2 6 E ine solche A n n a h m e korrespondiert mit der mehr-
fach festgestellten „moralischen Indif ferenz" , wie sie auch für andere Regionen 
des Reiches festgestellt worden ist . 2 7 

Es war allerdings nicht der Großte i l der Bevölkerung, der in den drei Untersu-
chungsräumen als Erwerber auftrat, vor Pauschalurteilen ist daher Vorsicht gebo-
ten. Zumindest bis zur Deporta t ion in den Jahren 1941 und 1942 ist der tatsächli-
che Beteil igungsgrad der Bevölkerung nur schwer nachzuzeichnen. Es darf nicht 
übersehen werden, dass die grundsätzliche Verteilungshoheit , wie oben bereits 
angedeutet, den Inst i tutionen von Partei und Staat zukam, die Auswahl der Käu-
fer und Vermittler unterlag daher deren Auswahlkriterien, wie etwa bei den K o n -
zessionen für Händler, die durch die Vermitt lung jüdischen Vermögens G e w i n n 
machen wollten. In M ü n c h e n wurden die Versteigerer regelmäßig kontroll iert . 
D e n Zuschlag erhielten nur die Kaufleute, die in sachlicher und polit ischer H i n -
sicht als „zuverlässig" galten und auch dann nur für einen best immten Bezirk und 
festgelegte Warengruppen. 2 8 

D i e enormen Gewinne , die durch das brutale Vorgehen gegen die Nürnberger 
Juden im R a h m e n der „ H o l z a k t i o n " für die Veräußerer und Vermitt ler anfielen, 
vereinnahmten nahezu ausschließlich Makler und Treuhänder, die hauptamtlich 
bei der Deutschen Arbei ts f ront gearbeitet hatten oder nach wie vor dort tätig wa-
ren. 2 9 A u c h gegen Schifffahrtslinien, die keine Genehmigung für den Transport 
jüdischer Emigranten besaßen, gingen die Behörden konsequent vor. 3 0 

Einer vom Regime intendierten breiten Korrumpierung der „Volksgenossen" 
mit jüdischem Vermögen, wie sie von G ö t z A l y behauptet wird, steht darüber 

2 5 Ber icht über die „Aris ierungen" in N ü r n b e r g vom 3. 7. 1945; O F D N ü r n b e r g / W G M / 6 6 . 
2 6 D i e Verste igerungsannoncen sind etwa im „Völk ischer B e o b a c h t e r " ( M ü n c h n e r Ausgabe) 

v o m 11. 5. 1938, S. 6; 6. 5. 1941, S. 8; 19. 5. 1941, S. 8; 15. 12. 1941, S. 6; 8. 1. 1942, S. 6 ent-
halten; die P lakatwerbung ist dokument ier t im Schreiben des Pol izeipräsidenten M ü n c h e n 
v o m 10. 12. 1937; S t a d t A M / G e w e r b e a m t / O r d n e r Auswanderungswesen . 

2 7 Ba johr , „Aris ierung" in H a m b u r g , S. 336 ; H e r b e r t , Vernichtungspol i t ik , S. 65; zur B e -
richterstattung über die Hal tung der Bevö lkerung ab H e r b s t 1938 vgl. Longer i ch , „ D a v o n 
haben wir nichts gewusst " , S. 119 ff.; zum steigenden Kreis der Prof i teure Ba johr , Verfol -
gung, S. 644; zu den Prof i teuren siehe auch R u m m e l / R a t h , Re ich , S. 58. 

2 8 „ G e s e t z über das Verste igerergewerbe" vom 12. 2. 1938; R G B L I (1938) , S. 202 ff.; „Ver-
ordnung zur D u r c h f ü h r u n g des Gesetzes über das Verste igerungsgewerbe" v o m 30. 10. 
1938; R G B l . I (1938) , S. 1091 ff.; Schre iben des R W M an den R d F v o m 19. 4 . 1940; Schrei-
ben des R d F v o m 1 1 . 7 . 1939; „ E n t w u r f über die Richt l inien zur Verwertung von beweg-
l ichem V e r m ö g e n " v o m 10. 3. 1942; B A B / R 2 / 5 6 0 7 2 . 

2 9 Vgl. hierzu die umfassenden Ermit t lungen der G e s t a p o - P r ü f u n g s k o m m i s s i o n ; S t A N / 
Staatspolizeistel le N ü r n b e r g - F ü r t h / A r i s i e r u n g s a k t e n / 4 2 . 

3 0 Schre iben des Auswandereramts an das Pol izeipräsidium N ü r n b e r g v o m 20. 2. 1937; 
S t a d t A M / G e w e r b e a m t / O r d n e r Auswanderungswesen . 
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hinaus die Behandlung der nichtjüdischen Erwerber durch die Verwaltungsbehör-
den entgegen. Der NS-Staat scheute zumindest de jure nicht davor zurück, die 
„arischen" Käufer gegebenenfalls zur Kasse zu bitten. Sichtbarsten Ausdruck fand 
die Kontrolle der „Arisierung" und Enteignung in den Abgaben für „Entjudungs-
gewinne". Bereits mit der „Verordnung über den Einsatz jüdischen Vermögens" 
war die Erhebung einer sogenannten Arisierungsgewinnsteuer möglich, die in 
Höhe von 70 Prozent des Differenzbetrages von Schätz- und tatsächlichem Kauf-
preis erhoben werden konnte.3 1 Im Juni 1940 erließ Göring darüber hinaus die 
„Verordnung über die Nachprüfung von Entjudungsgeschäften", die eine rück-
wirkende Uberprüfung der Veräußerungen und eine Abgabe im Falle „unange-
messener Vermögensvorteile" vorsah.3 2 In München war es das Schätzungsamt 
der Kommune, das grundsätzlich die Ubernahmeverträge im Hinblick auf mög-
liche Ausgleichszahlungen kontrollierte, die Zahlungen vom nichtjüdischen Er-
werber aber offenbar nur selten verlangte.33 Während die Einziehungspraxis der 
Münchner Stadtverwaltung offenbar mit derjenigen regionaler Herrschaftsträger 
in anderen Regionen korrespondierte3 4 , gingen die Regierungsbehörden in Unter-
franken strikter gegen die nichtjüdischen Profiteure vor. Hier zog der Regierungs-
präsident die Ausgleichsabgabe - meist in Höhe von mehreren tausend Reichs-
mark - konsequent von den Käufern ein 3 5 Auch in Nürnberg, wo Regierungsprä-
sident und Finanzämter für die Erhebung verantwortlich waren, wurde die Aus-
gleichsabgabe verlangt, sogar dann, wenn die nichtjüdischen Erwerber aufgrund 
der Mehrkosten von den Verträgen zurücktreten mussten 3 6 

Ausgleichsabgaben und „Spenden" gegenüber nicht jüdischen Erwerbern wur-
den zudem, wie bereits geschildert, durch die regionalen Parteistellen einkas-
siert.37 Die ausufernde „Spendenvereinnahmung" der Gauleitungen Oberbayern, 
Franken und Unterfranken erregte im Mai 1940 sogar das Missfallen des Finanz-
ministeriums. Nach Meinung der Ministerialbeamten stand die Vereinnahmung 
von Ausgleichsabgaben nur dem Staat zu, der diese in jedem Fall und ohne Rück-
sicht auf die Person des Erwerbers auch einzutreiben habe.3 8 Die Funktionäre des 
Staats- und Parteiapparates sahen die Ausplünderung als berechtigte „Wiedergut-
machung" für ihre Leistungen gegenüber der „Bewegung" an. Die unter dem 

3 1 „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens", Art. V, Abs. 1; R G B l . I (1938), 
S. 1709. 

3 2 Bajohr, „Arisierung" in Hamburg, S. 277f . 
3 3 Vgl. etwa die zahlreichen Beispiele in StadtAM/Kommunalreferat Jüdisches Vermögen/50 

bzw. 69, 127, 332 etc. 
3 4 Bajohr, „Arisierung" in Hamburg, S. 280 f. 
3 5 Zahlreiche Einzelfälle können dies belegen, etwa Schreiben des Regierungspräsidenten an 

das Finanzamt Bad Kissingen vom 30. 3. 1940 und 25. 4. 1940, Schreiben des Finanzamts 
Bad Kissingen an einen Notar vom 18. 4. 1940; StAW/Finanzamt Bad Kissingen/Verwal-
tungsschriftgut/9. 

3 6 Zur Erhebung siehe etwa die Feststellung des Finanzamts Nürnberg-Ost über die „Ent-
judung" am 7 . 3 . 1939; StAN/Staatspolizeistelle Nürnberg-Fürth, Arisierungsakten/58; 
Schreiben des Regierungspräsidenten vom 7. 7. 1939; StAN/Finanzamt Nürnberg-Ost/ 
5220-5232 . 

3 7 Siehe hierzu Erster Teil, Zweites Kapitel, II. und IV. der vorliegenden Untersuchung. 
3 8 Schreiben des Referats V/3 , RdF, an einen MinRat im Hause vom 9. 5. 1940; B A B / R 2 / 5 5 3 . 
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Stichwort der „Korrupt ion" zusammengefasste materielle Entlohnung verdienter 
„Parteigenossen" als Wesenselement des NS-Herrschaftssystems lässt sich für alle 
drei Untersuchungsräume ohne weiteres nachweisen und ist in Bezug auf die drei 
untersuchten Gauleitungen bereits ausführlich geschildert worden. 3 9 Hierzu ge-
hörten die umfassenden Raubzüge im Zuge der „Holzakt ion" und der Angehöri-
gen der Münchner „Arisierungsstelle" genauso wie etwa der persönliche Profit 
des unterfränkischen Gauwirtschaftsberaters Vogel, der im März 1941 ein Grund-
stück aus jüdischem Besitz erwarb. 4 0 Zwar waren derartige, selbst nach Maß-
stäben der NS-Gesetzgebung illegale Raubzüge aufgrund der strukturellen G e -
gebenheiten der Finanzverwaltung dort vergleichsweise selten anzutreffen, die 
Selbstverständlichkeit, mit der im Einzelfall auch Angehörige des staatlichen 
administrativen Apparates das Vermögen von noch im Reich befindlichen Juden 
als beliebig verfügbare Umverteilungsmasse behandelten, verdeutlicht allerdings 
das Beispiel des Angestellten der Devisenstelle Hermann G. D e r Beamte war für 
die Liquidation eines jüdischen Bankhauses verantwortlich, dessen Auflösung das 
Vermögen zahlreicher nichtjüdischer Kleinsparer gefährdete. U m entsprechende 
Geldsummen vereinnahmen zu können, wandte sich Hermann G . an einen Mitar-
beiter der „Arisierungsstelle" und an dessen Vorgesetzten Hans Wegner. E r bot 
diesen Provisionszahlungen an, wenn sie von jüdischem Vermögen entnommene 
Geldsummen für die Liquidationsmasse zur Verfügung stellten.4 1 Nachdem die 
„Arisierungsstelle" von 52 Juden 8 1 0 0 0 Reichsmark abgepresst hatte, sprach Her -
mann G . im September 1942 von einem „sehr netten Erfolg" . E r gab sich jedoch 
weiter zuversichtlich, „dass wir noch einiges hereinbekommen. Wegen der Augs-
burger Juden habe ich kürzlich bei mir einmal in der Kartei nachgesehen. Ich 
hoffe, dass wir noch recht viel zusammenkriegen." Besonderes Augenmerk 
schenkte er dem Vermögen zweier „arischer" Ehefrauen von Juden, die er für ihre 
Männer haftbar machen wollte. „In beiden Fällen", so die Ausführungen des Be-
amten, „handelt es sich um Vermögen von einigen Hunderttausend. Man könnte 
also ziemlich zulangen." 4 2 Mit ähnlichen Methoden regelten die Mitarbeiter der 
„Arisierungsstelle" und Hermann G . die Finanzierung des Barackenlagers Mil-
bertshofen und die Instandsetzung von Wohnungen vertriebener und deportierter 
Juden. 4 3 

Die NS-Regierung reagierte auf die regional initiierte Umverteilungspolitik 
zwiespältig. Auf der einen Seite war die Dynamik „von unten" bei der Verfolgung 
durchaus erwünscht und notwendig. Sie konnte darüber hinaus, wie im oben ge-
schilderten Fall, ideologisch durchaus begründbaren Zielen dienen. Schließlich 
gehörte die Bereicherung an jüdischem Vermögen zu eigenen Zwecken auch zur 

3 9 A u f die Bedeutung der K o r r u p t i o n im N S - S t a a t hat v. a. F r a n k B a j o h r nachdrückl ich hin-
gewiesen; Ba johr , Parvenüs, S. 190; ders., Skandal. 

4 0 Schre iben des G W B an den O B W ü r z b u r g v o m 31. 3. 1941; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 7 9 2 . 
4 1 Mitarbei ter der „Aris ierungsstel lc" an Wegner, 19. 1. 1943; S tAM/Staa tsanwal t schaf ten/ 

1 9 6 0 8 / 2 . 
4 2 H e r m a n n G . an den Mitarbe i ter der „Aris ierungsstel le" , 3. 9. 1942; ebd. 
4 3 Vernehmungsniederschr i f t Siegfried N . s vom 29. 4. 1949; S tAM/Staa tsanwal t schaf ten/ 

1 9 6 0 8 / 1 ; Vernehmung eines Mitarbei ters der „Aris ierungsstel lc" v o m 29. 5. 1949; ebd. 
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häufig geübten Praxis der Spitzenfunktionäre von Partei und Staat.44 Auf der an-
deren Seite waren die korrupten Verhaltensweisen der Gauleiter und ihrer Entou-
rage eine Form regionaler Interessensdurchsetzung, die zumindest die Gefahr 
eines Machtverlustes in sich barg. Denn sie konnte die Durchsetzungsfähigkeit 
der NS-Gesetze und Verordnungen in Zweifel ziehen und damit die Vormacht-
stellung der Reichsregierung untergraben und widersprach, wenn es sich um per-
sönliche Bereicherungsfeldzüge handelte, auch der Generallinie der Propaganda, 
die den „Gemeinnutz" als oberste Zielsetzung propagierte. Bei besonders krassen 
Korruptionsfällen auf regionaler Ebene ging die Reichsregierung zwar gegen die 
Delinquenten vor, meist blieb die Enteignung jüdischen Vermögens durch Staats-
und Parteifunktionäre aber ungesühnt.45 

Wer also tatsächlich als Adressat der Umverteilungspolitik von der „Fürsorg-
lichkeit des Regimes" überzeugt werden sollte, blieb häufig im Unklaren, was 
wiederum sowohl mit der tolerierten und vielfach auch durch die Regimespitze 
geförderten Korruption46, als auch mit der unscharfen Begriffsdichotomie von 
„Eigennutz" und „Gemeinwohl" zusammenhing. Fest steht, dass den Stim-
mungsberichten einiger NS-Institutionen zufolge ein nicht unerheblicher Teil des 
„Volkskörpers" in der Region von den Plünderungsaktionen zugunsten der Gau-
kassen wenig hielt und sich offenbar eher als Vernachlässigter denn als Begünstig-
ter der Fürsorgebemühungen des Regimes ansah und die Bereicherungsmethoden 
bisweilen scharf verurteilte. Am lautesten äußerte sich die Kritik auf Seiten der 
Bevölkerung gegenüber den Vorgängen im Gau Franken, die mit dem Sturz des 
dortigen Gauleiters endete.47 Unmutsäußerungen waren aber auch in München 
und Unterfranken zu hören.48 So erhielt etwa die Gauleitung der NSDAP Main-
franken im März 1942 zwei Gedichte eines anonymen Verfassers, die die Berei-
cherung an jüdischem Vermögen zugunsten einzelner Profiteure unverhohlen kri-
tisierten. Unter der Uberschrift „Die Judenbadewanne" wandte sich der Autor in 
einem seiner spöttischen Verse gegen die „Arisierung": „Bei Nacht und Nebel ließ 
er sie wohl holen, früher sagte man das ist gestohlen"; um gleichzeitig ein Charak-
terprofil des „Ariseurs" mitzuliefern: „Wir wünschen alles Gute Dir, sollst wer-
den hundert Jahre als schier und nehmen jeden Tag ein Pfund wohl zu. Ein Durst 
musst kriegen wie die größte Kuh, damit als Kaffeetasse brauchst sodann, die 
Judenbadewanne dann." Kaum weniger offen fiel die Kritik am nichtjüdischen 

44 Bajohr, Parvenüs, S. 105 ff. 
45 Neben dem Sturz des Gauleiters Streicher schritt die Parteispitze auch gegen die Machen-

schaften des „Arisierungsbeauftragten" Christian Weber ein, der allerdings persönlich 
nicht zur Verantwortung gezogen wurde; Vorgänge in IfZ/Fa/74/Christ ian Weber. Auch 
gegen den Beamten der Devisenstelle Hermann G. gingen Reichs- und Gauschatzmeister 
vor; Vernehmung Hans Wegners am 18. 11. 1949; StAM/Staatsanwaltschaften/19608/1. 
Zu geduldeten und nichtgeduldeten Formen von Korruption und Amtsmissbrauch Ba-
johr, Skandal, S. 63 f. 

46 Zur klassischen Definition vgl. Bajohr, Skandal, S. 62 und die dort zitierte Literatur; zum 
Begriff der Korruption und der Kritik an der herkömmlichen Definition siehe Stykow, 
Mesalliance; Bluhm/Fischer, Einleitung. 

47 Kuller/Drecoll, Volkszorn. 
48 Im Hinblick auf München vgl. den bereits mehrfach abgedruckten Beschwerdebrief eines 

nichtjüdischen Kaufmannes vom April 1938; Seidel, Gemeinde, S. 48. 
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Erwerber im zweiten Gedicht , „Die J u d e n b a n k " aus: „Auf seiner J u d e n b a n k so 
wunderschön, es ist eine Freude ihm wohl zu zusehn. D o c h " , so beschreiben die 
Verse die Folgen der Korrumpierung durch jüdisches Vermögen, „von jedem 
A t e m z u g den er macht dabei, muss er dicker werden einen Cent t imeter oder zwei, 
damit er eines Tages um seinen dicken Bauch, als Gürtel nehmen muß seinen ko-
scheren Judengar tenschlauch . " 4 9 D i e in den Gauen geäußerten Klagen über die 
Bereicherungsfeldzüge einzelner Parteigenossen, dies gilt es allerdings hervorzu-
heben, stellten nur in seltenen Ausnahmefäl len die Judenverfolgung an sich als 
Unrecht dar, eine Interpretat ion, wie sie in einigen Zeilen der beiden Gedichte 
durchaus anklingt. Im Normalfa l l stand hingegen nicht die rassische Diskr iminie-
rung, sondern vielmehr ausschließlich deren brutale U m s e t z u n g am Pranger. 

Insgesamt hinterlässt die Hal tung des sozialen Umfelds der Betroffenen und die 
Rol le privater Prof i teure einen zwiespältigen Eindruck. Dass zahlreiche nicht-
jüdische Deutsche in allen drei Untersuchungsregionen aus der Judenverfolgung 
Vorteile zogen, ist unstrittig und st immt mit den Ergebnissen zahlreicher anderer 
Studien überein . 5 0 Gleichzeit ig werden auch die Schwierigkeiten deutlich, quanti-
fizierbare Aussagen über Ar t und U m f a n g des Profits auf Seiten der Bevölkerung 
zu treffen. D i e Skepsis deckt sich mit der von verschiedener Seite geäußerten Kr i -
tik an dem Versuch, das N S - S y s t e m mit Begriffen wie „Umvertei lungsgemein-
schaft" oder „Regime der sozialen W ä r m e " zu charakterisieren. 5 1 

D e r Einzelfall veranschaulicht allerdings die Bedeutung des sozialen Umfe lds , 
das Wirkung und Verlauf des wirtschaftl ichen Verfolgungsprozesses genauso ver-
stärken wie abmildern und verzögern konnte. D e r Vergleich der Regionen und 
Erwerbszweige verdeutlicht dabei drei beziehungsrelevante Faktoren , die gleich-
zeitig auch die Grenzen der Handlungsspielräume jüdischer Erwerbstät iger mit-
absteckten. Hierbei handelte es sich zunächst um den F a k t o r Zeit , der nicht nur 
Ar t und U m f a n g der Verfolgung, sondern auch den Charakter der Bindungen an 
die nicht jüdische Bevölkerung maßgeblich beeinflusste. D a r ü b e r hinaus führte die 
Branche zu unterschiedlichen Relat ionen von Betrof fenen und sozialem Umfe ld 
und übte auch nachhaltigen Einfluss auf den Kreis und die Anzahl der Profi teure 
aus. Von entscheidender Bedeutung war schließlich der O r t der Entziehung. E r 
bildet zahlreiche Spezifika ab, die das Leben der jüdischen Bevölkerung und das 
Beziehungsgeflecht zu ihrem sozialen Umfe ld determinierten. Hierzu gehören die 
Charakterist ika der regionalen Parteigliederungen genauso wie die jeweilige 
D i c h t e der jüdischen Bevölkerung oder deutliche Unterschiede zwischen ländli-
chem und städtischem Lebensraum. 5 2 

4 9 D ie G e d i c h t e „ Judenbadewanne" und „ J u d e n b a n k " sind angefügt an ein Schre iben der 
G e s t a p o v o m 14. 3. 1942; S t A W / G a u M a i n f r a n k e n / 7 . O f f e n b a r bezogen sich die S c h m ä h -
schrif ten auf den Ortsgruppenle i ter von Urspr ingen, Weigand; ebd. 

3 0 Ba johr , Verfolgung; ders., Prozess ; Meinl , Vermögen ; D r e ß e n , „Akt ion 3 " ; Gellatelv, Hi t -
ler, S. 14 und 3 5 6 ff. 

5 1 Zu den E inwänden gegen Alvs Volksstaat siehe H a c h t m a n n , Knal l frösche; B u c h h e i m , 
Rechenfehler ; K u c z y n s k i , Legende; Ebbinghaus , Fakten . 

5 2 Zu den drei F a k t o r e n siehe auch Ba johr , Prozess , S. 17f f . 
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II. Wirkung und Wahrnehmung der Ausplünderung 
1938-1941/42 

Vor allem die Ubergriffe von Seiten der Parteigliederungen, aber auch die zuneh-
mend feindselige Haltung von Teilen der Bevölkerung, die Berufsverbote sowie 
die umfassende Ausplünderung machten ein Uberleben für die jüdische Bevölke-
rung im „Dritten Reich" spätestens seit Herbst 1938 kaum noch möglich. Selbst 
die wenigen jüdischen Arzte und Rechtsanwälte, die zur Versorgung der jüdi-
schen Bevölkerung weiterarbeiten durften, konnten dies nur noch als „Kranken-
behandler" oder „Konsulenten". 5 3 Den deutlichsten Ausdruck fand die damit 
verbundene Diskriminierung in der „Berufsausübungserlaubnis", in der die jüdi-
schen Ärzte wegen ihrer besonderen „rassischen" Merkmale unterschreiben 
mussten, sich weder als Arzt zu bezeichnen, noch Krankheitserreger zu züchten, 
Impfstoffe oder Seren herzustellen oder syphilisdiagnostische Blutuntersuchun-
gen vorzunehmen.5 4 

Die durch die „Ausschaltung" aus dem Beruf hervorgerufene Isolation der J u -
den trieben Nationalsozialisten auch im sozialen Bereich voran. Juden mussten ab 
1939 einen zweiten Vornahmen - Israel oder Sarah - tragen, durften keine Schlaf -
und Speisewagen betreten, durch den „Judenbann" zahlreiche Grünanlagen, öf-
fentliche Plätze oder Hotels nicht mehr nutzen, nicht mehr ins Kino oder Theater 
gehen und nicht mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. Nach Ausbruch 
des Krieges 1939 durften sie schließlich auch keine Milch-, Ei - oder Fleischpro-
dukte sowie zahlreiche Gemüsesorten mehr erwerben. Schließlich wurde ihnen 
sogar auch noch das Halten von Haustieren, unter anderem auch von Singvögeln 
untersagt.55 

Fragt man angesichts einer derart zynischen und brutalen Diskriminierungs-
und Isolationspolitik des NS-Regimes nach der Wahrnehmung der Ausplünde-
rung durch die Betroffenen, so ist die Bündelung der unterschiedlichen Verfol-
gungserfahrungen bei den Uberlebenden nach dem Krieg zu berücksichtigen. Sie 
äußerte sich in einem Trauma mit multiplen Ursachen, das als Anpassungsstörung 
oder „posttraumatic stress disorder" zu psychischen Schäden zahlreicher Betrof-
fener führte.5 6 Oftmals waren es Hafterfahrung und Gewalt, die sich als domi-
nante Erinnerung in das Gedächtnis einbrannten, zumal körperliche Schäden zeit-
lebens sichtbar und erfahrbar blieben, während der Neuaufbau einer wirtschaftli-
chen Existenz die Folgen der beruflichen Verfolgung zumindest oberflächlich zu 

5 3 § 2 der „Vierten Verordnung zum Reichsbürgergesetz"; R G B l . I (1938), S. 969. 
5 4 Musterschreiben zur Gestattung der Betätigung als „Krankenbehandler" vom bayeri-

schen Innenministerium an die Regierungen vom 28. 10. 1938; StAN/Staatl . Gesundheits-
amt Schwabach/131. Die „Krankenbehandler" mussten zusätzlich einen Davidsstern auf 
ihrem Praxisschild anbringen und auf allen förmlichen Schreiben deutlich machen, dass sie 
nur zur Behandlung von Juden zugelassen waren; ebd. 

5 5 Hilberg, Vernichtung, S. 160 ff. 
5 6 Die psychischen Folgen der Verfolgung betonen Hadtmann, Traumatisierung, S. 145 f.; 

Hertz, Trauma, S. 206; Faust, Gesundheit; Stoffels, Terrorlandschaften; Baeyer/Häfner/ 
Kisker, Psychiatrie. 
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kompensieren in der Lage war. So kann es auch nicht verwundern, dass in den Jah-
ren 1938 bis 1941 die Erfahrungen der Betroffenen von den körperlichen Uber -
griffen und Plünderungen während der „Kristallnacht" und der daran meist 
unmittelbar anschließenden Haft im Konzentrationslager Dachau geprägt waren. 
Die drastischen physischen Folgen der Inhaftierung und Lagerhaft verdeutlicht 
etwa das Beispiel des Münchner jüdischen Arztes Dr. Ludwig T. Dr. T., der in der 
Nacht des 9. N o v e m b e r 1938 verhaftet und unmittelbar danach nach Dachau 
verschleppt wurde, musste dort sofort nach der Ankunft die ganze Nacht ohne 
Unterwäsche am Appellplatz stehen und wurde dabei auch noch mit Tritten in 
den Unterleib traktiert. 5 7 Die Schwere der dadurch hervorgerufenen Schäden im 
Nierenbereich veranlassten den behandelnden Arzt im Entschädigungsverfahren 
zu der Annahme, es handele sich bei dem jüdischen Mediziner Dr. Ludwig T. um 
einen Betrüger. Die abgegebene Urinprobe enthielt seiner Meinung nach Harn-
werte, mit denen man schlichtweg nicht lebensfähig sei.5 8 

Viele Emigranten und Uberlebende erachteten ihr eigenes Schicksal angesichts 
des unsagbaren Leids in den Konzentrat ions- und Vernichtungslagern zudem als 
zu banal, um der Nachwelt in Erinnerung gerufen zu werden, ihr eigenes Überle-
ben galt ihnen als nicht zu erklärender Zufall, ein Phänomen, für das der Psychia-
ter William Niederland den Begriff des „Überlebenden-Syndroms" geprägt hat.5 9 

Das Beispiel der Viehhändlergattin Jet tchen L. aus Hammelburg zeigt die 
unmittelbare Verknüpfung der Erfahrung von Gewalt und Besitzverlust. Die An-
griffe durch verschiedene Funktionsträger der Partei und kommunalen Verwal-
tung waren mit dem Raub ihres Viehs und ihres Ernteertrages verbunden und 
führten zu einer für sie lebensbedrohlichen und wohl auch aussichtslosen Situa-
tion. Sie gab an: „Ich wurde für Sonntag den 5. März mit meinem Ehemann in die 
Wohnung des Bürgermeisters gerufen. Wir gingen auch hin. Als ich in das Zimmer 
kam, war neben Weippert und dem Bürgermeister ein weiterer Herr anwesend, 
der nach der Judenaktion mich in meinem Anwesen derart behandelt hatte, daß 
ich gemeint habe, ich bekäme einen Schlaganfall. Ich habe den Herrn nicht ge-
kannt und höre erst jetzt aus Ihrem Munde, daß es der Kreisbauernführer war. Bei 
der Judenaktion im November hat mich der Kreisbauernführer beim Verkaufe der 
Kühe derart behandelt, daß ich jetzt bei seiner Ansicht wirklich erschrocken bin, 
da ich gedacht habe, jetzt geht es wieder so wie damals. Ich habe bestimmt ge-
dacht, ich müsse sterben. Ich war in den vergangenen Wochen einmal in W ü r z -
burg bei der Geheimen Staatspolizei, wo mir erklärt wurde, daß ich mein Anwe-
sen nicht eher verkaufen brauche, als bis ich einen anderen Platz habe. Das habe 
ich aber erst gesagt, als ich von dem anwesenden Kreisbauernführer angeschrieen 
worden bin. E r erklärte mir, ich werde verhaftet, weshalb ich zu meinem Mann 

5 7 Aussage des Zeugen Prof. Dr. F. am 2 . 4 . 1952 während des Entschädigungsverfahrens; 
B L E A / B E G / 7 0 4 1 . 

5 8 Durch eine Laboruntersuchung stellte sich dann jedoch die Echtheit der Urinprobe he-
raus. Brief des Generalkonsulats der Schweiz an das B L E A mit der Diagnose von Dr. G. 
vom 26. 10. 1955; B L E A / B E G / 7 0 4 1 . Ein ähnliches Schicksal ereilte Max C., der nach der 
Inhaftierung an chronischer Herzschwäche und Nervenzerrüttung litt. Brief seiner Frau 
an das B L E A vom 24. 9. 1957; BayHStAM/EG/92969 . 

5 9 Niederland, Folgen, S. 231 f.; Teicher/Brainin/Ligeti, Überlegungen, S. 54. 
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sagte, wir gehen fort. Ich habe doch noch meine 79 Jahre alte Mutter bei mir und 
habe nichts zu nagen und zu beißen, weil mir das ganze Korn , das ich gebaut habe, 
die Kühe und was sonst noch drum und dran hängt, weggenommen wurde. Für 
meine beiden Kühe, das gesamte Korn , das ich gebaut habe, sowie für Heu, Stroh, 
Kartoffeln und die Runkelrüben wurde mir der Betrag von 500,00 M k . gegeben. 
Ich kann mir keinen Leib [sie] Bro t backen, weil das ganze K o r n mir weggenom-
men worden ist. Die Leute geben mir aber auch nichts, weil sie sich fürchten, ei-
nem Juden etwas zu geben. Mir wurde s.Zt. ein Schein zur Unterschrift vorgelegt, 
den ich unterschreiben mußte, ohne dass mir bekannt gemacht wurde, was darauf 
steht. Durch diese Behandlung von Seiten des Kreisbauernführers war ich am 
fragl. Sonntag so aufgeregt, als ich diesen Mann wieder sah. Ich habe ja gar nicht 
gewußt, wer dieser Mann war oder ist. Ich habe und bekomme keinen Tropfen 
Milch und auch sonst nichts. Hoffentl ich sind wir bald verhungert . " 6 0 

Besonders auffällig ist bei den wenigen noch vorhandenen Schilderungen eine 
deutlich gesteigerte Bezugnahme auf Verfolgungsmaßnahmen der Finanzverwal-
tung. Dies gilt nicht nur für die Überwachung und Entziehung von Emigranten-
vermögen, sondern auch für die neu erlassenen Sicherungsverfügungen und die 
antisemitischen Sondersteuern, durch die der Fiskus zunehmend ins Zentrum 
staatlicher Kriminalität gegen die inländische jüdische Bevölkerung geriet. D i e 
Finanzbehörden waren nun integraler Bestandteil eines gewaltigen staatlichen 
Verwaltungsapparates, dessen Bestrebungen auf die vollständige Separierung und 
Vertreibung der gesamten jüdischen Bevölkerung zielte und diese meist zu ohn-
mächtigen Zuschauern beim Prozess der Liquidierung ihres eigenen Vermögens 
werden ließ. Ernst Fraenkel bezeichnet den so hervorgerufenen Zustand als „bü-
rokratisierte Rechtlosigkeit" und meint damit die Einsicht, dass auch die ver-
meintlich rechtskonform agierenden Behörden des Normenstaates jetzt endgültig 
ihr Handeln nach den ideologischen Vorgaben des Regimes ausgerichtet hätten.6 1 

Bedingt durch die veränderte Rol le der Finanzverwaltung bei der Judenverfol-
gung änderte sich ab 1938 offenbar auch das Erleben der Betroffenen. Sie brachten 
die Finanzverwaltung entsprechend deren neuem Aufgabenprofil nun weit mehr 
mit der gegen sie gerichteten antisemitischen Polit ik in Verbindung, als dies noch 
in den ersten Jahren der NS-Herrschaf t der Fall gewesen war. 

Wie bereits gezeigt, beschleunigte vor allem die „Judenvermögensabgabe" den 
Verelendungsprozess. Dementsprechend häuften sich die Eingaben der Betroffe-
nen auf Erlass der Abgabe bei den Finanzämtern. Für die in München verbliebene 
jüdische Bevölkerung verdichteten sich die Auswirkungen der vorangegangenen 
Diskriminierungen sowie der Ubergriffe im Rahmen des Pogroms zusammen mit 
der Ausplünderung durch die „Judenvermögensabgabe" zu einem tiefgreifenden 
traumatischen Erlebnis. 

So schrieb etwa der jüdische Arzt Dr. Julius Spanier aus München am 14. N o -
vember 1939 an das Finanzamt München-Süd: „Ich habe als V. Rate der Judenver-
mögensabgabe den Betrag von M. 3850 zu bezahlen. N a c h den bestehenden Aus-

6 0 Schreiben der Gendarmeriestation Hammelburg an den Oberstaatsanwalt Schweinfurt 
vom 11 .4 . 1939; S t A W / L R A Hammelburg/3555. 

6 1 Widmung in Fraenkel, Doppelstaat, S. 5. 
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führungsbest immungen kann der H e r r Finanzpräsident bei einem Betrage unter 
M. 5 0 0 0 die Zahlung der V. Rate ermäßigen oder erlassen. Diese Vergünstigung 
möchte ich mit gegenwärtigem Schreiben für meine Person erbitten. Ich bin 32 
Jahre verheiratet, bin in wenigen Monaten 6 0 Jahre alt und habe 35 Jahre lang in 
einem aufreibenden Berufe als A r z t Tag und N a c h t ohne Unterschied der Person 
mich dem Wohle der Menschen gewidmet. Meine Ersparnisse, von Inflationen 
und sonstigen Zufällen wiederholt aufs schwerste gemindert, sind der Erfolg äu-
ßerster Sparsamkeit , und Entsagung. Ich habe 2 0 Jahre lang in leitender Stellung 
als Säuglingsfürsorgearzt uneigennützig, ja unter großen persönlichen O p f e r n 
dem G e m e i n w o h l gewidmet, habe 15 Jahre lang als Schularzt das Wohlsein der 
Kinder beaufsichtigt und jahrelang auf meine Kosten die Wohltat der Schülerspei-
sung z u k o m m e n lassen. Ich habe den Krieg 1914 /1918 in Heimat und Felde mit-
gemacht. Ich habe jahrelang Famil ienangehörige unterstützen müssen und muß 
noch heute einen durch die Verhältnisse verarmten Schwager und dessen Frau 
monatl ich unterhalten. Jahrelang habe ich pfl ichtgemäß meine Beiträge bei der 
Bayr. Arzteversorgung geleistet und habe nach Entzug der ärztlichen Praxis nur 
einen Teil des einbezahlten Betrages zurückerstattet erhalten. Dies alles gibt mir 
Veranlassung, mein Gesuch um Ermässigung, resp. Er laß der V. Rate der V e r m ö -
gensabgabe zu erbitten. Z u m Schluß möchte ich noch erwähnen, dass sich mein 
Vermögen nicht um den Betrag der Judenvermögensabgabe, sondern um weitere 
M . 5 0 0 0 verringert hat, die ich unterstützungshalber an einen nahen Verwandten 
abgeben m u ß t e . " 6 2 

W ä h r e n d einige Betrof fene die permanente Bedrohung und Verarmung zum 
Anlass genommen hatten, Deutschland endgültig den R ü c k e n zu kehren, so kann 
die Argumentat ion von Dr. Spanier und zahlreicher anderer Verfolgter gedeutet 
werden, gab es of fenbar auch die gegenteilige Reakt ion: D i e soziale und politische 
Ghettois ierung sowie die seit 1933 einsetzende Pauperisierung verstärkte den A n -
passungsdruck und die daraus resultierende H e r v o r h e b u n g der Zugehörigkeit zur 
deutschen Gesellschaft . Einige der Betrof fenen definierten ihre soziale und gesell-
schaftl iche Stellung nicht nur durch ihre Leistungen für das Vaterland an der 
F r o n t des Ersten Weltkrieges, sondern auch durch ihre Arbeitskraft , ihre ärztliche 
Standesehre oder ihre sozialen Leistungen. Das Leistungsprinzip, so waren die 
der Rassenideologie zuwiderlaufenden Vorstellungen, mache sie auch weiterhin 
zu nützlichen und wertvollen Mitgliedern der deutschen Gesel lschaft 6 3 ; eine fol-
genschwere Fehleinschätzung ihrer prekären Lage. 6 4 D e n n damit verkannten sie 

6 2 Br ie f Dr. Jul ius Spaniers an das F inanzamt M ü n c h e n - S ü d v o m 14. 11. 1939; S t A M / F i -
n a n z a m t / 1 9 1 2 7 . 

6 1 In Bezug auf die verheerenden Zustände im Warschauer G h e t t o ist diese Hal tung als 
„Counter ra t iona l i tv " bezeichnet worden . D a n D i n e r bezeichnet die Rational i tät der B e -
trof fenen, die sich auch nach der Machtergre i fung vor allem in den G h e t t o s der besetzten 
G e b i e t e weiter nach dem Leistungsprinzip richtete, als „Counter ra t iona l i tv " . D i e Vorstel-
lung der verfolgten Juden, durch Leistung wicht ig und unersetzbar für eine Gesel lschaft 
zu sein, war nach D i n e r gerade wegen der aussichtslosen Situation für die Betrof fenen , die 
einzige Mögl i chke i t , noch H o f f n u n g zu schöpfen und ungeachtet der U m s t ä n d e im 
G h e t t o weiterhin überleben zu k ö n n e n ; vgl. Diner , Conce ivable , S. 117ff . 

6 4 Als generelles P h ä n o m e n beschr ieben bei Friedländer, Jahre , S. 35. 
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das Wesen der „Volksgemeinschaft" und das gesellschaftspolitische Fundamental-
ziel des Nationalsozialismus. Es überstieg offensichtlich das Vorstellungsvermö-
gen von weiten Teilen der jüdischen Bevölkerung, dass alle ihre Leistungen und 
damit ein Gutteil ihrer sozialen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fundie-
rung wegen „rassischer" Kriterien negiert wurden. Dabei schloss gerade die Defi -
nition der NS-Ideologie von Berufs- und Arbeitstätigkeit soziale oder gar allge-
meinnützige Leistungen von Juden prinzipiell aus. 

Wie weit der Verelendungsprozess für diejenigen voranschritt, die sich nicht zu 
einer Emigration durchringen oder diese wegen der hohen bürokratischen H ü r -
den nicht mehr durchführen konnten, dafür bieten die Vermögenserklärungen 
eindrucksvolle Beispiele, die unmittelbar vor der bevorstehenden Deportat ion an 
die Gestapo abgegeben werden mussten. 6 5 Die hier veranlagten Angaben umfass-
ten nicht nur Konten, Versicherungen oder Immobil ien, sondern auch alle Arten 
von Einrichtungsgegenständen und Textilien, wie etwa Socken, Geschirrtücher 
oder Tischdecken. Kurz vor seiner Deportat ion am 10. November 1941 setzte sich 
zum Beispiel das verbliebene Vermögen des Textilhändlers L e o G. aus München 
nur noch aus drei Lampen und einem Kühlschrank zusammen. Sein Sohn verfügte 
noch über 25 Reichsmark. 6 6 „ U m die unzähligen, in letzter Zeit auftretenden 
Schulden mittelloser Juden abdecken zu können" , so die offizielle Begründung 
von Fiskus und Partei, etablierten in München das Oberfinanzpräsidium, die 
Uberwachungsabteilung der Devisenstelle und der „Treuhänder gemäß Beschluss 
des Regierungspräsidenten" 1942 einen „Ausgleichsfond zur Abgeltung von F o r -
derungen arischer Volksgenossen an mittellose Juden" . Derartige Beträge legte 
Wegner für die in den Sammellagern konzentrierten oder bereits deportierten J u -
den, die noch Vermögenswerte besaßen, meist in dreistelliger H ö h e fest. Unter der 
Kontrol le der Fiskalverwaltung oblag die Verfügung über diese Werte der „Arisie-
rungsstelle". 6 7 

Auch die Überwachungs- und Entziehungspraktiken von Zollfahndungs- und 
Devisenstellen rückten nach 1938 vermehrt ins Zentrum des Blickfeldes der Be-
troffenen. Es handelt sich hier um einen der wenigen Bereiche, in denen ausführ-
lichere Schilderungen der Verfolgten über die Praxis der einzelnen Beamten vor-
handen sind. Dies liegt wohl vor allem daran, dass die jüdischen Emigranten bei 
der Verpackung und Verladung von Umzugsgut in direkten Kontakt mit den B e -
amten der Devisenstelle kamen und dass die zu transferierenden Wertgegenstände 
oftmals die einzige verbliebene Möglichkeit eröffneten, überhaupt Vermögen ins 
Ausland mitzunehmen. Gerade bei der Behandlung von Umzugsgut der Auswan-
derer wird deutlich, wie sich die Einstellung der einzelnen Beamten zur jüdischen 
Bevölkerung in zwischenmenschlichen Begegnungen und Gesten offenbarte. So 
schilderte etwa der Textilhändler Ludwig R. , der noch im März 1941 in die U S A 
auswandern konnte, die Verpackung und Verladung seines Umzugsgutes im Bei-

6 5 Die Vermögensverzeichnisse sind in dem Bestand der „Vermögensverwertungsstelle" des 
O F P München nahezu vollständig erhalten geblieben. 

6 6 Vermögenserklärung Leo G.s vom 10. 11. 1941; O F D Nürnberg/B 1/514-517. 
6 7 Schreiben des „Treuhänder gem. Beschluss des Regierungspräsidenten" an den O F P Mün-

chen vom 9. 7. 1942 im Falle von Arthur D.; O F D Nürnberg/B III/362. 
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sein von Beamten der Devisenstelle München . Die Beamten hät ten das Gepäck 
durchsucht , keine E inwände vorgebracht und die Koffe r gingen dann über Stut t-
gart nach Lissabon.6 8 

Die Er fahrungen der Tochter eines M ü n c h n e r Textilhändlers waren ebenfalls 
durchaus gut. In ihren Er innerungen schilderte sie das Verhalten eines Beamten, 
der ihr U m z u g s g u t kontrol l ier te . Dieser habe sich nicht nur anständig verhalten, 
er habe sogar mit Absicht weggeschaut , als die Familie nicht genehmigte Wert-
sachen in die Kisten packte. 6 9 

G a n z anders erlebte hingegen die Arz tga t t in Char lo t t e Stein-Pick die Ü b e r w a -
chung des Umzugsgu tes durch einen Beamten der Zol lfahndungsstel le . Bereits auf 
der Dienststelle seien sie s tändigen Diskr imin ierungen ausgesetzt gewesen. Als 
besonders schikanös empfand Frau Stein-Pick die Aussor t i e rung ihres „Kul tu rgu-
tes". Ständig sei es ihr zur Auflage gemacht worden , Teppiche oder Accessoires 
aus ihrer W o h n u n g zu veräußern. Al tdeutsche Möbel seien kurze rhand unter 
Denkmal schu tz gestellt w o r d e n und du r f t en daher nicht mehr verkauf t werden . 
Sie habe die Dinge an Trödler abgeben müssen, die lächerliche Preise bezahlt hät-
ten. Diskr imin ie rend habe sich vor allem der Beamte b e n o m m e n , der das U m -
zugsgut überwachte . Er habe sich Möbels tücke f ü r den eigenen Bedarf ausgesucht 
und an diese „Geschenke" sein wohlwol lendes Verhalten gekoppel t . Zusätzl ich zu 
einem opulenten Mal mit Ro twe in habe er 500 Reichsmark als Stillhaltegeld ver-
langt.7 0 

Der Inhaber des Volkskunsthauses Wallach beschrieb nach dem Krieg Zoll-
beamte, die sich aus dem Lift das g e n o m m e n hätten, was ihnen gefiel, u m es dann 
als G e b ü h r e n und Abgaben zu deklarieren.7 1 Schließlich er innerte sich auch der 
Rechtsanwal t Kur t Bing in N ü r n b e r g an die Verfolgung durch Zo l l f ahndung und 
Devisenstelle, denen er eine besondere Bedeu tung im Ausschal tungsprozess bei-
maß. 7 2 

Besonders eindrucksvoll sind die Folgen bürokra t i scher Verfolgung bei dem 
1938 nach Hai fa ausgewander ten jüdischen U n t e r n e h m e r Alf red Hel ler alias Dr. 
Seligmann aus M ü n c h e n dokument i e r t . In seinen 1990 erschienenen Er inne run -
gen beschreibt er die Er fah rungen bei der Vorberei tung der Emigra t ion in der 
bayerischen Landeshaupts tadt : „Die Ges tapo , die Polizei, das Paßamt , die Aus-
wanderungs-Beratungsste l le , das Stadtrentamt, die Vermögensverwertungsstel le , 
das Devisenamt, die Devisenüberwachungsste l le und das Zol lamt - alle diese A m -
ter beschäft igten sich mit dem Auswanderer , alle sie beschäft igten den Auswande-
rer wochenlang, monatelang. U n d alle hat ten N e b e n - und Unters tel len, hat ten 
ihre Stadien und Verfahrensarten. D a waren Anträge, Gesuche, Listen, Erk lä run-
gen zu schreiben, Formula re auszufül len. Wer sich bis zu dem Gewalt igen in 

6 8 Schreiben Ludwig R.s an die O F D München vom 5. 11. 1958; O F D Nürnberg/Münchner 
Keller/BA 2410. 

69 Meros, Träumen, S. 17. 
70 Stein-Pick, Heimat, S. 76 f. 
71 History of Wallach, S. 38; LBI Berlin/MM/79; Erinnerungen von E.B.H., der sich eben-

falls an die Leibesvisitationen und das Vorgehen gegen Devisenschieber erinnerte; E.B.H.: 
Munich 1933-1938; LBI Berlin/MMII/18. 

72 Erinnerungen Kurt Bings, S. 38 ff.; S t ad tAN/F5 /QNG/494 / l . 
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einem Büro durchgestoßen und durchgewartet, war in zwei Minuten wieder drau-
ßen. Unbefriedigt, unwillig, abgespeist. Die Abrechnung machte größte Schwie-
rigkeiten, die Werte schmolzen wie Schnee an der Sonne. Was in den Jahrzehnten 
aufgebaut und zusammengetragen, ging in Augenblicken verloren. Da waren die 
gesetzlichen Abgaben, die Reichsfluchtsteuer, die sogenannte ,Grünspan-Ab-
gabe'. Es war eine kaum verhüllte Vermögenskonfiskation, die nur Juden betraf 
und von der nun ein fünftes erhoben wurde. Dr. Seligmann zahlte, und zahlte Ge-
bühren für möglicherweise nachträglich anfallende Gas- und Elektrizitätsrech-
nungen, und eine ebenso wenig weiter erklärbare Fremdenverkehrsabgabe. Zahlte 
die Vermögensaufnahme, und die Schätzung des Umzugsgutes, und die nicht 
genossene Auswanderungsberatung, und auch die Kosten für die nie gesehene Bi-
l a n z . " « 

Die Folgen fiskalischer Verfolgung gingen offenbar weit über finanzielle Ein-
bußen hinaus. Zumindest betonen Sozialpsychologen die immateriellen Schäden 
durch den Verlust von Besitz, hervorgerufen durch dessen identitätsstiftende Wir-
kung. Folgt man dieser Annahme, so verursachte der Verlust von Eigentum auch 
deshalb bleibende Nachwirkungen, da „Dinge, die nicht mehr vorhanden sind, es 
aber einmal waren, gleichwertig oder übermächtig neben dem stehen, was realiter 
vorhanden ist" . 7 4 

Die Beschreibungen von Alfred Heller, der kurz vor seiner Auswanderung 
noch einmal seine kurz vor der Veräußerung stehenden Räumlichkeiten betrat, 
verweisen auf die psychosozialen Folgen des Besitzverlustes: „Es war so merk-
würdig, dieser eigene Ausverkauf, der nun schon nicht mehr ein Abstoßen des 
Überflüssigen, der eine wirkliche Liquidierung der ganzen Vergangenheit, ein 
Flüssigmachen des noch vorhandenen war - um daraus das Leben zu erhalten, bis 
die Ausreise möglich wäre. Immer größer wurde die Leere der Wohnung, immer 
geringer die erzielten Preise; immer größer der Unterschied zwischen Wert und 
Preis und immer dringender die Geldnot ." 7 5 

Die Arztgattin Charlotte Stein-Pick erinnerte sich ebenfalls an die durch die 
Abgaben vor der Emigration hervorgerufene Situation, was ein abschließendes Zi-
tat verdeutlichen soll: „Unerbittlich wurden die altvertrauten Räume ausgeleert, 
unerbittlich starrten uns bald die kahlen Wände an, in denen sich mein Leben seit 
frühester Kindheit abgespielt hatte. Obwohl es eine große Aufgabe war, immer 
wieder damit umzuziehen, es war solch ein Trost und eben ein Stückchen der alten 
Heimat, diese lieben, gewohnten Dinge an uns zu haben in fremdem Land. Unser 
Heim gab uns Kraft und Stärke, die Schwierigkeiten der ersten Jahre zu überwin-
den, und noch heute, da unser Leben in ruhigeren Bahnen verläuft, fühlen wir uns 
geborgener, umgeben von unseren alten Möbeln, Bildern und Zinn. Zehn Mark 
durfte jeder von uns mitnehmen, zehn lächerliche Mark und alles, was der Hände 
Arbeit von Vater und Mann geschaffen hatte blieb zurück. Als Bettler stieß man 
uns in die Fremde. Aber bei diesem Abschied blieb ein Stück unserer Seele in der 

7 3 Heller, Auswanderung, S. 18-21. 
7 4 Welzer, Vorhanden/Nicht-Vorhanden, S. 289. 
7 5 Heller, Auswanderung, S. 23. 
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Heimat hängen und wird nun ewig mit all den vielen anderen Seelchen, denen es 
so erging wie den unseren, rastlos und suchend umherziehen."7 6 

III. Reaktionen 

Selbst angesichts der weitreichenden Folgen der Ausplünderung und des immer 
perfekter funktionierenden Unterdrückungsapparates war jüdisches Leben in 
Bayern nicht nur auf die fast vollständige Verarmung, Entrechtung und Isolation 
reduziert. Bemerkenswert ist vielmehr der auch in den letzten Jahren jüdischen 
Lebens im NS-Staat vielfach dokumentierte Uberlebenswille, der sich in vielen 
Formen und Schattierungen ausdrückte. Deutlichsten Niederschlag finden hierbei 
die Versuche der Vermögensrettung ins Ausland. Sie verweisen neben der Vielfalt 
der Reaktionen der Betroffenen auch auf die Hilfestellungen eines Teils der nicht-
jüdischen Bevölkerung, die sich der antisemitischen Politik des Regimes entge-
gensetzte. Der in München-Schwabing lebende Arzt Dr. Berthold B. etwa organi-
sierte zusammen mit dem Münchner Zahnarzt Dr. H. und einem dänischen Kon-
sul im Sommer 1938 den Transfer von Wertgegenständen über Diplomatengepäck. 
So transferierten die Mediziner über den dänischen Generalkonsul mehrmals 
Geldscheine, Goldstücke, Edelmetall oder Briefmarken in die Schweiz. Uber Zü-
rich konnten so im Ausland lebende Juden mit entsprechenden Wertgegenständen 
versorgt werden.7 7 

Dabei handelte es sich offensichtlich um keinen Einzelfall. Bereits im Januar 
hatte der Finanzminister die Oberfinanzpräsidenten darauf aufmerksam gemacht, 
dass wiederholt Wahlkonsuln wegen Devisenvergehen straffällig geworden 
seien.78 Hierauf verweisen auch die bereits geschilderten Schulungen der Beamten 
über Versuche der „illegalen" Vermögensrettung.7 9 

Zu den angestrebten Versuchen der Vermögensrettung trugen auch personelle 
Netzwerke und Verbindungen bei. So gelang es der Familie der Gattin eines 
Münchner jüdischen Arztes, den Inhabern der Löwenbräu A G , beträchtliche Ver-
mögenswerte zu transferieren. Dank der internationalen Bedeutung ihres Unter-
nehmens und der guten Kontakte der Familie erreichten sie ein Koppelungsge-
schäft mit dem Reichswirtschaftsministerium, das nicht nur den Transfer von 
Geld und Waren, sondern auch die Zurückstellung ihres Ausbürgerungsverfah-
rens ermöglichte.8 0 

Fast unwirklich mutet schließlich das erfolgreiche Bemühen der Eltern des 
renommierten Münchner Arztes Ludwig B. an, von der Zahlung verschiedener 
Sondersteuern befreit zu werden. Sie hatten unmittelbar nach dem erfolglosen 

7 6 S te in-P ick , H e i m a t , S. 7 9 - 8 1 . 
7 7 Ermit t lungsber icht der Zol l fahndung Fr iedrichshafen vom 7. 6. 1938; B A B / R 2 / 5 9 2 6 . 
7 8 Schre iben des R d F an die Oberf inanzpräs id ien v o m 28. 1. 1938; ebd. 
7 9 Ermit t lungsverfahren gegen den Pferdehändler S iegmund S., der Edelsteine ins Ausland 

geschmuggelt hatte; Beschluss des Ermit t lungsr ichters v o m 22. 9. 1938; S t A W / G e s t a p o / 
14436. 

s o Munding , „Aris ierung" , S. 2 6 f f . 
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Putschversuch der Nationalsozialisten im November 1923 den verletzten Her-
mann Göring versorgt und konnten daher nicht nur eine erhebliche Reduzierung 
ihrer „Judenvermögensabgabe", sondern auch den Erlass der „Reichsflucht-
steuer" erreichen.8 ' 

Insgesamt gelangten erhebliche Geld- und Warenbestände an den strengen De-
visenregelungen vorbei ins Ausland. In Antwerpen nahm der Zustrom von 
„Fluchtkapital" im Jahr 1938 derartige Ausmaße an, dass der Kurs der Reichs-
mark auf den Niedrigstand von 3,5 Franc gedrückt wurde. Allein den Wert der 
nach Belgien gebrachten Reichsbanknoten schätzte das Auswärtige Amt auf meh-
rere Milliarden Reichsmark.8 2 Auch in Bezug auf das Einwanderungsland U S A 
wies das Devisenfahndungsamt eindringlich auf Päckchen mit unauffälligem In-
halt hin, die aber oftmals erhebliche Wertgegenstände enthalten würden.83 

Die spektakulären Einzelfälle dürfen allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass der größte Teil der jüdischen Bevölkerung nicht über derartige Verbindungen 
verfügte und sich der Gefahr des „illegalen" Vermögenstransfers nur äußerst sel-
ten aussetzte. Für den erfolgreichen Kapitaltransfer nennenswerter Summen ins 
Ausland waren in der Regel Barvermögen und internationale Kontakte notwen-
dig. Während daher einigen der traditionell international agierenden Nürnberger 
Hopfenhändlern die Umgehung fiskalischer Zwangsmaßnahmen gelang, da sie 
für ihre Unternehmen im Ausland als Vertreter weiterarbeiteten und so die noch 
offenen Exportaußenstände vereinnahmen konnten8 4 , verfügten weder die breite 
Masse des mittelständischen Einzelhandels noch die jüdischen Viehhändler in der 
ländlichen Region über entsprechende Möglichkeiten. Darüber hinaus waren der-
artige Strategien mit enormen Risiken verbunden. So wurde der oben genannte 
dänische Wahlkonsul nach einer vorhergehenden körperlichen Durchsuchung 
festgenommen und verlor seine Stellung. Der beteiligte Arzt Dr. Berthold B. 
konnte von den geretteten Vermögenswerten selber nicht mehr profitieren. Auch 
ihn verhaftete und verhörte die Zollfahndung in ihren Diensträumen München, 
wo der Mediziner im Laufe der Untersuchungen Selbstmord beging.85 

Die prinzipiell fehlenden Möglichkeiten des Kapitaltransfers machten sich auch 
in den stetig steigenden Zahlen rückwandernder jüdischer Emigranten bemerk-
bar, der die Bayerische Politische Polizei allerdings seit Anfang 1935 einen Riegel 
vorschieben wollte, indem sie den Grenzübertritt von vorneherein verhinderte 
beziehungsweise männliche Emigranten unmittelbar nach Betreten deutschen B o -
dens nach Dachau und Frauen ins Konzentrationslager Moringen verschleppte.86 

Aus zwei weiteren Gründen ist hinsichtlich quantifizierender Angaben über 
den „illegalen Kapitaltransfer" Vorsicht geboten. Sie entsprachen erstens dem von 
der nationalsozialistischen Propaganda entworfenen Zerrbild, das immer wieder 

81 Mahl, Hofmöbelfabrik. 
82 Schreiben des Deutschen Generalkonsulats an das A A vom 28. 6. 1938; Β AB/R 2/56075. 
8 3 Schreiben des Devisenfahndungsamts an den R d F vom 30. 1. 1939; BAB/R 2/56065. 
8 4 Bericht der Devisenstelle Nürnberg vom 22. 4. 1938; O F D Nürnberg-Bund/11054. 
8 5 Ermittlungsbericht der Zollfahndungsstelle Friedrichshafen vom 7. 6. 1938; BAB/R 2/ 

5926; Schreiben des O F P Württemberg an den R d F vom 17. 6. 1938; ebd. 
8 6 Schreiben der Bayerischen Politischen Polizei vom 21. 3. 1935; S tAN/LRA Ansbach/Ab-

gabe 1961/2224. 



III. Reaktionen 311 

auf „kr iminel le jüdische Kniffe und Methoden" au fmerksam machte . 8 7 O b w o h l 
von den Behörden in der Öffent l ichke i t als „typisch jüd isch" gebrandmarkt , 
waren Re ichsmarkschmugge l und Devisenvergehen zwei tens ein Phänomen, das 
sich nicht auf jüdische Emigranten beschränkte . Kapi ta l schmuggel in g roßem Stil 
wu rde in Nürnbe rg von „Volksgenossen" durchgeführ t , die Geldnoten am Kör-
per oder mit Postsendungen ins Aus land verbrachten. 8 8 Auch die internat ionale 
Presse beschäft igte sich mit dem Phänomen des Schmugge ls und der daraus resul-
t ierenden Baisse an der deutschen Börse, führte dieses Phänomen aber nicht auf 
verfolgte Juden , sondern auf Industr ie l le und Parte igrößen zurück , die aus Angst 
vor Vermögensver lusten im Rahmen eines Krieges ihr Vermögen ins Aus land zu 
retten trachteten.8 9 

Weniger spektaku lär waren die von der Vermögenslage und sozialen Stel lung 
unabhäng igen Versuche, die durch das N S - R e g i m e verhängten Berufsverbote und 
Boyko t t e zu umgehen . Sie spiegeln nicht nur den Mut jüdischer Gewerbet re iben-
der, sondern vor a l lem auch deren verzwei fe l te Situat ion wider. Hierzu zählte die 
Gründung von „Sche inf i rmen" genauso w i e die Verwendung falscher Angaben 
auf Br iefköpfen . Im September 1938 beklagte sich die Bayer i sche Pol i t ische Pol i -
zei gegenüber dem Bez i rksamt Freis ing über Schreiben jüdischer Firmen, die 
einen deutschen Charak te r sugger ieren würden . 9 0 Auch die Gendarmer ies ta t ion 
Günzenhausen meldete Fälle, in denen sich jüdische Firmen wei terh in als „arisch" 
bezeichneten und Kunden die Waren zum Stadtausgang l ieferten, offensicht l ich 
um den Eindruck zu erwecken , es sei nichts in e inem jüdischen Geschäft gekauft 
worden . 9 1 

Strategien gegen die Verfolgung durch den NS-Staat zeigten sich schl ießl ich 
auch in k le ineren Gesten des Widerstands , die den Uber lebenswi l l en und die 
Kampfbere i tschaft der Betroffenen nicht wen ige r e indrucksvol l unter Beweis stel-
len. Der Münchner Text i lhändler Hermann L. versuchte sich e twa gegen die Wi l l -
kür der Devisenstel le zur Wehr zu setzen. Er kämpfte hierbei um die Fre igabe ei-
nes Betrages von 11 800 Re ichsmark auf e inem gesicherten Konto, den die F inanz-
verwa l tung für die anfa l lende „Judenvermögensabgabe" einbehalten wol l te . „Ich 
erk läre ihnen nochmals" , so der Texti lhändler, „dass ich keinen Hel ler i l legal nach 
dem Aus land verbracht habe und dass ich hier von der Unter s tü tzung meines 
amer ik . Bruders ganz bescheiden lebe. Ich bin auf jeden Pfennig des mir w ide r -
rechtl ich zurückgeha l tenen Vermögens angewiesen und darf woh l annehmen, dass 

8 7 Art ike l „Der Schwinde l des vergessl ichen Juden" im „Stuttgarter NS-Kur i e r " 47 vom 
28. 1. 1939 und Schreiben der Zol l fahndungsste l le Stuttgart an die dort ige Just izpresse-
stelle vom 14. 2. 1939; BAB/R 2/56072. 

88 Schreiben des O F P Nürnberg an den RdF vom 28. 10. 1938; BAB/R 2/56075. 
89 Hierbe i handelte es sich um Art ike l in der „London Times" und dem „Dai lv Express"; 

Pressestel le des R d F Nr. 358/38 und 359/38; BAB/R 2/56075. 
9 0 Schreiben der Gestapo an das Bez i rksamt Freis ing vom 10. 9. 1938; S tAM/LRA/116523 ; 

exemplar isch zur Gründung von Tarnf i rmen siehe den Fall der Hopfenhand lung Mart in 
W.; S tAN/WB III/a/4511. 

91 Schreiben der Gendarmer ies ta t ion Günzenhausen an das Bez i rksamt vom 29. 11. 1936; 
S t A N / L R A Gunzenhausen/Abgabe 1961/4603. 
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Sie sich mit meinen, Ihnen gegebenen Aufschlüssen zufrieden geben und mir den 
Rest meines Vermögens frei geben." 9 2 

Eines weiteres der allerdings nur selten überlieferten Beispiele ist das des Inha-
bers eines Münchner Bekleidungsgeschäfts, Emil Katz, der als wütende Reaktion 
auf antisemitische Schmierereien ein Plakat am Schaufenster seines Geschäfts plat-
zierte: „Ihr Anstreicher! Warum opfert Ihr Eure Nachtruhe, um anzuschreiben, 
daß ich Jude sei. Ich habe das noch nie geleugnet und meine Giesinger Kunden 
wissen es auch. Diese wissen aber auch, daß ich mir in den 15 Jahren, in welchen 
ich das Geschäft habe, noch nie habe etwas zu schulden kommen lassen. Ich habe 
keinen Grund .abzuhauen', denn seit Jahrhunderten sind meine Väter Deutsche 
und ich habe mit meinen beiden Brüdern mein Leben für mein Vaterland 
Deutschland eingesetzt. Ihr jungen Herrn .Anstreicher' wäret noch nicht einmal 
in den Windeln gelegen. Da habe ich an der Westfront und in der Hölle von Ver-
dun mehr wie einmal dem Tod ins Auge gesehen [ . . . ] und so dabei mitgewirkt, 
daß Eure Mütter Euch in Ruhe zur Welt bringen können. Allein kann ich gegen 
Euch nichts ausrichten, aber leistet erst einmal das für Deutschland, was ich ge-
leistet habe und ich glaube nicht, daß ihr noch den Mut habt, mir solche Schande 
anzutun." 9 3 

Immerhin konnte Emil Katz mit seinem Plakat einen heftig debattierenden 
Menschenauflauf vor seinem Geschäft provozieren. Der Geschäftsmann nutzte 
die Gunst der Stunde, um die Anwesenden mit seinen Kriegsverdienstorden von 
seinen Leistungen für das Vaterland zu überzeugen. Das Plakat wurde dann zwar 
beschlagnahmt, aber - hier stellt das Schicksal des Münchner Unternehmers eine 
Ausnahme dar - ohne weitere Folgen für Emil Katz. Ihm gelang im Jahr 1937 die 
Emigration in die USA. 9 4 

Bemerkenswert ist darüber hinaus das Verhalten einiger jüdischer Viehhändler 
Unterfrankens, die die angeordneten Preise im Zuge der Zwangsenteignung nicht 
ohne weiteres zu akzeptierten bereit waren. Der Widerstand jüdischer Viehhänd-
ler schlägt sich besonders in den Verhandlungen über die Veräußerung der 
Grundstücke nieder. So weigerte sich etwa der bereits genannte Viehhändler Max 
S. aus Völkersleier bis 1942, dem Verkauf einer weiteren Parzelle seines Land-
besitzes zuzustimmen. Weder der Landrat noch die Kreisbauernschaft hatten es 
offenbar vermocht, Max S. den Verkauf aufzuzwingen. Noch am 10. April 1942 
notierte der Landrat in der „Akte S." , dieser würde immer noch ablehnen, Ver-
handlungen über die Veräußerung seines Grundbesitzes zu führen. Letztlich blieb 
die Weigerung des jüdischen Viehhändlers jedoch erfolglos. Wie der Landrat in 
der gleichen Notiz vermerkte, müsse der Viehhändler ohnehin mit seiner baldigen 
Evakuierung rechnen. Nach der Deportation „in den Osten" wurde der Besitz 
dann an die Gemeinde Völkersleier verkauft.95 

9 2 Schreiben Hermann L.s an das Finanzamt München-West vom 13. 2. 1939; O F D Nürn-
berg/B A / l 000. 

9 3 StAM/Polizeidirektion/14314; auch abgedruckt in Seidel, Gemeinde, S. 45. 
9 4 Seidel, Gemeinde, S. 47. 
9 5 Aktennotiz des Landrats vom 10. April 1942; S t A W / L R A Hammelburg/3552. 
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Ähnliches galt fü r die Frau des jüdischen Viehhändlers Nathan H. aus West-
heim. Im Juni 1939 notierte der Landrat: „Die Jüdin H. erklärt, sie habe laut Fi-
nanzamtsbescheid RM 5200 Vermögensabgabe zu leisten. Von der Kreisbauern-
schaft habe sie eine Aufforderung zur Veräußerung ihres Grundbesi tzes in West-
heim um 4100 RM erhalten. Sie leiste jedoch nicht eher ihre Unterschrif t zu 
diesem Veräußerungsgeschäft, bis ein von ihr beim Finanzamt Hammelburg ein-
gereichtes Gesuch um Ermäßigung der Abgabe auf Grund einer von ihr bei der 
Regierung eingereichten Vermögensveränderungsanzeige verbeschieden sei."96 

Bis zur Auswanderung der Familie in die USA und der darauffolgenden vollstän-
digen Vermögensentziehung wehrte sich das Ehepaar gegen die Veräußerung sei-
nes Grundbesitzes.9 7 

Aber selbst wenn es gelang, Vermögenswerte ins Ausland zu retten, dies sei ab-
schließend noch einmal betont, blieb die Trennung von der Heimat oftmals für 
lange Zeit der überwältigende Eindruck. Als besondere Schikane empfand Else 
Thurnauer Baer aus Nürnbe rg die fehlenden Möglichkeiten, Kulturgut mit ins 
Ausland zu nehmen. Dennoch gelang es ihr, eine Porzellanuhr in die USA retten, 
die seither ihr Lieblingsstück geblieben war: „The bell is a lovely companion for 
sleepless nights." Sie erinnerte sie freilich auch Zeit ihres Lebens an ihre alte Hei-
mat, der sie als wurzellose Emigrantin auf immer getrennt gegenüberstand.9 8 

96 Not iz des Landrats Hammelburg vom 19. 6. 1939; StAW/LRA Hammelburg/3551. 
9 7 Schreiben der Kreisbauernschaft Hammelburg an den Landrat Hammelburg vom 24. 7. 

1939; ebd.; vgl. auch die Weigerung des Viehhändlers Karl Α., die Übernahmebedingun-
gen zu akzeptieren; Briefwechsel zwischen dem Landrat und der Kreisbauernschaft Ham-
melburg, im Juli und August 1939; S tAW/LRA Hammelburg/3551. 

98 Lebenslauf von 1996; Else Thurnauer Baer Collection; LBINY/ME/1246. 


